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Erstes Kapitel

Einführung in Gegenstand und Anliegen
der Untersuchung

Die staatsgebietsbezogene Einräumung von Vorrechten und Privilegien ist ein
traditionelles und weit verbreitetes Instrument des klassischen Völkerrechts. All-
tägliche Vorgänge stehen dabei im Mittelpunkt: Diplomatische Beziehungen pro-
fitieren vom persönlichen Austausch mit den Gesandten vor Ort. Streitkräfte
sollen an geostrategisch wichtigen Orten im Ausland stationiert werden oder
gemeinsam mit verbündeten Staaten militärische Übungen auf fremdem Gebiet
absolvieren. Internationale Organisationen wiederum sind mangels eigenen Ter-
ritoriums sogar darauf angewiesen, sich auf für sie fremdem Staatsgebiet nieder-
zulassen, um von dort aus zu agieren. Die Sachverhalte können ganz unterschied-
lich aussehen; gemein ist ihnen nur, dass punktuell Bereiche auf eigenem Gebiet
für fremde hoheitliche Zwecke zur Verfügung gestellt werden. Auch wenn die
Bedeutung des Staatsgebietes mit Blick auf bestimmte Entterritorialisierungs-
phänomene hier und da aufgeweicht und als schwindend beschrieben wird,1

bleibt sein Stellenwert für die in dieser Arbeit zu untersuchenden alltäglichen
Vorgänge doch unverändert hoch: Deutschland erlaubt einer fremden Hoheits-
macht, einen Teil des deutschen Territoriums dafür zu nutzen, hier ihr eigenes –
aus deutscher Sicht fremdes – Recht zur Anwendung zu bringen. Zu diesem
Zweck nimmt Deutschland teilweise die Anwendbarkeit des deutschen Rechts
zurück. Sachverhalte, die aufgrund der territorialen Lage grundsätzlich deut-
schem Recht unterliegen würden, werden nunmehr durch fremdes Recht deter-
miniert.2 Damit führt diese Erlaubnis auch zu einer Lockerung grundsätzlich
bestehender verfassungsrechtlicher Bindungen: Denn nur die deutsche, nicht
aber die fremde Hoheitsmacht ist an das Grundgesetz gebunden.3

1 So etwa in Bezug auf das globale Wirtschaftsrecht mit seinen nicht örtlich gebundenen
Kommunikationsströmen Schmalenbach, Völker- und unionsrechtliche Anstöße zur Entter-
ritorialisierung des Rechts, VVDStRL 76 (2016), 245 (259); Kahl, Entterritorialisierung im
Wirtschaftsrecht, VVDStRL 76 (2016), 343 ff.; zur wachsenden Bedeutung nicht-staatlicher
und damit territorial ungebundener Zwangsmittel wie Geld und Informationen auch Pöschl,
Sicherung grund- und menschenrechtlicher Standards gegenüber neuen Gefährdungen durch
private und ausländische Akteure, VVDStRL 74 (2015), 405 (418 ff.).

2 Für eine detaillierte Auseinandersetzung mit den einzelnen Kriterien des Gestattungsak-
tes dieser Untersuchung siehe Kapitel 2, S. 9 ff.

3 Siehe dazu näher Kapitel 3, S. 45 f.
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Die rechtliche Brisanz, die mit diesem klassischen völkerrechtlichen Hand-
lungsinstrument im Einzelfall einhergehen kann, ist bislang oft unterschätzt wor-
den.4 Die Aufmerksamkeit in Literatur und Praxis ist ungleich öfter auf ver-
wandte und einschneidendere Vorgänge an der Schnittstelle zwischen Völker-
recht und innerstaatlichem Recht gerichtet, namentlich auf die Übertragung von
Hoheitsrechten, insbesondere im Hinblick auf die Europäische Union.

Allerdings hat sich in den letzten Jahren an verschiedenen Fällen gezeigt, dass
eben auch mit dieser vermeintlich nur oberflächlichen und risikoarmen Erlaubnis
bedenkliche Ergebnisse einhergehen können: Der Rechtsstreit des Herrn Cois-
son,5 der sich auf eine Stelle bei der Europäischen Patentorganisation mit Sitz in
München beworben hatte, verdeutlicht dies auf besonders eindrückliche Weise.
Als er rechtlich gegen seine Ablehnung aufgrund medizinischer Gründe vorgehen
wollte, sah er sich dem folgenden Zusammenspiel von Entscheidungen verschie-
dener Rechtsordnungen ausgesetzt: Der Europäische Bürgerbeauftragte erklärte
sich für unzuständig, weil er sich nur mit Beschwerden in Zusammenhang mit den
Organen der Europäischen Union beschäftigen dürfe.6 Eine Beschwerde beim
internen Beschwerdemechanismus der Europäischen Patentorganisation und
auch beim Verwaltungsgericht der Internationalen Arbeitsorganisation war aus-
geschlossen, weil Herr Coisson lediglich externer Bewerber, nicht aber Mitar-
beiter gewesen war.7 Schließlich hatte er auch keine Aussicht auf eine Rechts-
wegeröffnung zur deutschen Gerichtsbarkeit, weil die Ablehnung durch die Eu-
ropäische Patentorganisation außerhalb der deutschen Rechtsordnung verblie-
ben sei.8 Im Ergebnis hatte auch sein Rechtsbehelf zum EGMR keinen Erfolg,

4 So auch Sauer, in: Kahl/Waldhoff/Walter (Hrsg.), Bonner Kommentar, Stand: 198. Lie-
ferung 2019, Art. 24 Rn. 305; siehe aber ohne Anspruch auf Vollständigkeit Walter, Grund-
rechtsschutz gegen Hoheitsakte internationaler Organisationen, AöR 129 (2004), 39 ff.; ders.,
Anwendung deutschen Rechts im Ausland und fremden Rechts in Deutschland, in: Isensee/
Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Band XI, 3. Aufl. 2013, § 237 Rn. 31, 33; Plog,
Grundrechtsschutz gegenüber internationalen Organisationen ohne Durchgriffsbefugnisse,
2009, passim; Preuß, Wahlkampfauftritte ausländischer Staatsoberhäupter und Regierungs-
mitglieder in Deutschland im Spannungsfeld zwischen Versammlungsfreiheit und Außen-
politik, 2020; teilweise auch Wolff, Der Einzelne in der offenen Staatlichkeit, 2020, zur Ab-
grenzung zu dessen Fallgruppen siehe noch Kapitel 3, S. 109, dort Fn. 73.

5 Siehe EGMR – Beschluss vom 29. Januar 2019 – 19555/10 – Coisson ./. Deutschland;
ähnlich gelagerte Konstellationen finden sich bspw. in EGMR – Beschluss vom 6. Ja-
nuar 2015 – 415/07 – Klausecker ./. Deutschland; und EGMR – Beschluss vom 6. Ja-
nuar 2015 – 15521/08 – Perez ./. Deutschland.

6 EGMR – Beschluss vom 29. Januar 2019 – 19555/10 – Coisson ./. Deutschland – Rn. 15.
7 EGMR – Beschluss vom 29. Januar 2019 – 19555/10 – Coisson ./. Deutschland – Rn. 18.
8 Hierum hatte sich der Beschwerdeführer in diesem Fall nicht bemüht. Der Umstand,

dass es für ihn diesbezüglich innerstaatlich keinen zu erschöpfenden Rechtsweg gebe, hatte
Deutschland als Beschwerdegegnerin vor dem EGMR zugestanden, siehe EGMR – Be-
schluss vom 29. Januar 2019 – 19555/10 – Coisson ./. Deutschland – Rn. 23; siehe dazu
insb. BVerfG – Nichtannahmebeschluss der 1. Kammer des Zweiten Senats vom
22. Juni 2006 – 2 BvR 2093/05 – BVerfGK 8, 266 – Klausecker; außerdem BVerwGE 102, 320
– Versorgung ehemaliger Bediensteter der Europäischen Patentorganisation.
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was allerdings in diesem Sachverhalt der Verstreichung einer Frist zuzuschreiben
war.9 In einem ähnlich gelagerten Fall hatte aber auch dieser Rechtsweg nicht zu
einer Überprüfung in der Sache geführt.10 Im Ergebnis stand der Beschwerde-
führer ohne Rechtsbehelf da, der ihm eine Sachentscheidung ermöglicht hätte.11

Dieses Ergebnis mutet seltsam an, werden doch in Deutschland mit Art. 19
Abs. 4 Satz 1 GG und auch im paneuropäischen Rechtsraum mit Art. 6 EMRK
hohe Anforderungen an die Rechtsweggarantie gestellt. Es drängt sich die Frage
auf, ob Deutschland nicht doch „näher“ an diesem misslichen Rechtsschutzva-
kuum ist als etwa Herr Coissons Heimatstaat Italien: Denn Italien trägt jene
Verantwortung als Vertragsstaat, die auch alle anderen Vertragsstaaten trifft.12

Deutschland hingegen stellt der Europäischen Patentorganisation zusätzlich ei-
nen kleinen Teil seines Territoriums zur Verfügung. Diese Einräumung territo-
rialer Vorrechte geschieht freiwillig, Deutschland ist hierzu weder völker- noch
verfassungsrechtlich verpflichtet. Es steht den deutschen Behörden zumindest
nach völkerrechtlichen Gesichtspunkten grundsätzlich frei, eine solche Erlaubnis
vorbehaltlos oder mit Bedingungen versehen zu erlassen.13 Die internationale
Organisation hingegen ist auf eine solche territoriale Basis zwingend angewiesen,
möchte sie in völkerrechtskonformer Weise hoheitlich agieren. Deutschland
hätte in seiner Gestattung Bedingungen für die Ausgestaltung des kompensato-
rischen Rechtsschutzes der internationalen Organisation aufstellen können oder
zu einem späteren Zeitpunkt auf eine Verbesserung desselben hinwirken können.
Erst ein deutscher Rechtsakt bedingt also, dass die Europäische Patentorgani-
sation trotz eines Rechtsschutzsystems, das im Ergebnis Rechtsschutzlücken auf-
wies, hoheitlich tätig ist. Ohne deutschen Gestattungsakt hätte die internationale
Organisation zumindest nicht am Standort München auf die beschriebene Weise
tätig werden dürfen.

Nicht nur die Rechtsschutzgewährung erweist sich im Zusammenhang mit
Gestattungsakten bisweilen als problematisch. Es stellt sich auch die Frage, in-
wiefern Deutschland das fremde hoheitliche Handeln auf dem eigenen Staats-
gebiet auf seine Vereinbarkeit mit der Gestattung kontrollieren und ihm gege-
benenfalls Einhalt gebieten muss. Der US-amerikanische Drohnenbeschuss auch
von deutschem Territorium aus hat zuletzt die deutsche Gerichtsbarkeit be-

9 EGMR – Beschluss vom 29. Januar 2019 – 19555/10 – Coisson ./. Deutschland – Rn. 31.
10 Siehe EGMR – Beschluss vom 6. Januar 2015 – 415/07 – Klausecker ./. Deutschland.

Eine umfassende Auswertung der Rechtsprechung des EGMR findet sich in Kapitel 3,
S. 88 ff.

11 Dazu, welche Ansprüche an einen kompensatorischen Rechtsschutz, etwa durch ein
Schiedsverfahren, gestellt werden müssen, siehe Kapitel 4, S. 132 ff.; im Rechtsstreit EGMR
– Beschluss vom 6. Januar 2015 – 415/07 – Klausecker ./. Deutschland – Rn. 21 ff. war die
Durchführung eines solchen Schiedsverfahrens als Alternative angeboten worden.

12 Zur Abgrenzung dieser Verantwortung von der gesonderten Verantwortung des Sitz-
staates siehe auch noch Kapitel 2, S. 38 f.

13 Demgegenüber könnte sich aus dem Verfassungsrecht eine entsprechende Pflicht erge-
ben. Dazu ausführlich Kapitel 6, S. 192 ff.
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schäftigt.14 Bereits zuvor hatten fremde militärische Stationierungen in Deutsch-
land hinsichtlich immissions- und naturschutzrechtlicher Belange praktische
Probleme aufgeworfen, weil schützende Regelungen teilweise nicht anwendbar
waren.15

Schließlich stellen sich selbst bei vermeintlich unproblematischen Gestat-
tungsakten im diplomatischen und konsularischen Kontext immer wieder heikle
Fragen, etwa im Hinblick auf die Erlaubnis zur Wahlmöglichkeit für fremde
Staatsangehörige auf dem Gelände der Botschaft oder der Konsulate in Deutsch-
land.16

Mit diesen deutschen Gestattungsakten ist der Untersuchungsgegenstand der
vorliegenden Arbeit angesprochen. Anliegen der Untersuchung ist es, das alltäg-
liche völkerrechtliche Handlungsinstrument an der Schnittstelle zwischen deut-
schem Recht und Völkerrecht einer umfänglichen Prüfung unter dem Grund-
gesetz zu unterziehen: Die Arbeit soll nachweisen, dass das Grundgesetz sich zum
Gestattungsakt verhält und ihn einem besonderen Regime unterwirft. Aus ter-
minologischen Gründen sollen die Begriffe „Territorialgestattung“, „territoriale
Gestattung“, „Gestattung“, „Gestattungsakt“ und „Erlaubnis“ synonym ver-
wendet werden. Sie alle meinen den deutschen Rechtsakt, der im Folgenden
(Kapitel 2) charakterisiert werden soll. Zu ihm zählen im Ergebnis sowohl die
bereits angesprochene Stationierung von fremden Streitkräften als auch die er-
wähnten Sitzstaatsabkommen sowie weitere Anwendungsfälle.

14 Siehe BVerwGE 170, 345 – Ramstein; sowie die inhaltlich deutlich abweichende Ent-
scheidung der Vorinstanz OVG Münster, Urteil vom 19. März 2019, 4 A 1361/15 – Ramstein;
vgl. zu diesem Fall auch noch ausführlicher Kapitel 2, S. 33, Kapitel 4, S. 131 f., Kapitel 6,
S. 201 und Kapitel 7, S. 229 ff.

15 Dies betraf hauptsächlich Klagen gegen deutsche Hoheitsträger, auf NATO-Partner mit
dem Ziel einzuwirken, bestimmte militärische Tiefflüge zu unterlassen: Siehe etwa BVerwGE
97, 203 – Tiefflüge NATO; OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 20. September 1994,
7 A 12407/90; und VG Oldenburg, Urteil vom 22. März 1989, 7 A 172/86. Nur das VG Ol-
denburg hat jedoch die Bundesrepublik im Ergebnis zur Nachverhandlung verurteilt; dieses
Urteil wurde aber infolge der übereinstimmend erklärten Hauptsacheerledigung im Beru-
fungsverfahren für unwirksam erklärt, siehe OVG Lüneburg, Beschluss vom 16. Au-
gust 1995, 12 L 3549/95. Kritisch zu dem Urteil des VG Oldenburg und der Verpflichtung zur
Nachverhandlung Wolfrum, Tiefflüge vor den Verwaltungsgerichten: Anmerkungen zu Ur-
teilen des VG Darmstadt und des VG Oldenburg, NVwZ 1990, 237 (239). Wie sich aus einer
Kleinen Anfrage vom 6. November 2015 zum Thema „Belästigungen im Zusammenhang mit
NATO-Militärübungen“, BT-Drs. 18/6612, ergibt, ist die Thematik auch heutzutage von Re-
levanz.

16 Vgl. hierzu die unlängst verweigerte Zustimmung zur Möglichkeit der Teilnahme an den
Präsidentschaftswahlen des Assad-Regimes in den Räumlichkeiten der syrischen Botschaft in
Berlin, Erklärungen des Auswärtigen Amtes in der Regierungspressekonferenz vom
26. Mai 2021 zum Thema „Präsidentschaftswahlen in Syrien“, verfügbar unter https://www.a
uswaertiges-amt.de/de/newsroom/regierungspressekonferenz/2463132 (zuletzt abgerufen am
31. Januar 2023); siehe für weitere Beispiele hierzu auch noch Kapitel 2, S. 33 ff.



000029 /tmp/1686832982391/SCHL 15.06.23 14:43

7Erstes Kapitel: Einführung in Gegenstand und Anliegen der Untersuchung

Die Untersuchung wendet sich sodann der Erarbeitung des verfassungsrecht-
lichen Regimes, dem Territorialgestattungen unterfallen, zu und begründet dies
zunächst anhand der Betrachtung verwandter verfassungsrechtlicher Lockerun-
gen (3. Kapitel), um sich dann mit seinem Inhalt (4. und 5. Kapitel) auseinan-
derzusetzen. In einem letzten Schritt werden die Rechtsfolgen näher beleuchtet:
Dies betrifft die Gestattungspraxis, die anhand der Lebensdauer des Gestat-
tungsaktes untersucht werden soll (Kapitel 6). Daneben werden prozessuale Op-
tionen (Kapitel 7) näher betrachtet.
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Zweites Kapitel

Der Gestattungsakt als Untersuchungsgegenstand

Deutschland trifft völkerrechtlich und grundgesetzlich in verschiedenen Kon-
stellationen eine Verantwortung für fremdes Handeln. In Bezug auf den häufi-
gen, aber scheinbar risikoarmen Gestattungsakt der vorliegenden Studie sind die
Voraussetzungen sowie die aus ihm möglicherweise resultierende Verantwortung
Deutschlands bislang allerdings nur unzureichend geklärt. Daher sollen zunächst
die Charakteristika des Gestattungsaktes herausgearbeitet werden, der den Ge-
genstand dieser Untersuchung bildet (A.). Die erarbeiteten Kriterien werden so-
dann mithilfe einiger Anwendungsbeispiele für Gestattungsakte veranschaulicht
und kategorisiert (B.). Abschließend sollen verwandte Konstellationen abge-
grenzt werden (C.), in denen auf andere Weise eine deutsche Verantwortung für
fremdes Handeln begründet wird.

A. Zum Begriff des Gestattungsaktes

Im Mittelpunkt der vorliegenden Untersuchung steht der Gestattungsakt. Er ist
als solcher nicht explizit in der Verfassung verankert und soll daher im Folgenden
zunächst definiert werden. Der Begriff „Gestattungsakt“1 bezeichnet im Rahmen
dieser Arbeit eine Erlaubnis Deutschlands (I.), gerichtet an eine fremde Hoheits-
macht (II.), auf deutschem Staatsgebiet (III.) hoheitlich tätig zu werden (IV.),
ohne dass sich die fremde und die deutsche Rechtsordnung dabei berühren (V.).
Alle Elemente müssen kumulativ vorliegen.

Es handelt sich bei diesem Gestattungsakt zweifelsohne um einen alltäglichen
politischen Vorgang, der auch vorkonstitutionell bereits gebräuchlich war2 und
der sich von anderen Rechtsakten eindeutig abgrenzen lässt. Dieser Gestattungs-
akt unterfällt einem gesonderten verfassungsrechtlichen Regime, wie im zweiten
Teil der Arbeit gezeigt wird.3 Zunächst aber sollen die soeben aufgeführten ein-
zelnen Merkmale hergeleitet und im Zusammenhang miteinander näher erläutert
werden.

1 Siehe zu im Rahmen dieser Untersuchung verwendeten Synonymen auch Kapitel 1, S. 6.
2 Zu denken ist insb. an die auch schon vorkonstitutionell gebräuchliche Gestattung zum

Aufenthalt fremder diplomatischer Gesandtschaften und zur Ausübung etwa von konsula-
rischen, also hoheitlichen, Tätigkeiten.

3 Siehe Kapitel 3, 4 und 5, S. 41 ff. zum verfassungsrechtlichen Regime des Gestattungs-
aktes.
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I. Erlaubnis Deutschlands...

Eine Gestattung kann sowohl ausdrücklich als auch konkludent erteilt werden.4

Ausdrückliche Gestattungsakte, etwa im Rahmen eines Sitzstaatsabkommens,
finden sich sehr häufig. Oftmals umfasst eine ausdrückliche Gestattung auch
konkludent damit zusammenhängende weitere Gestattungen: So geht etwa mit
einer Einladung zu einem offiziellen Staatsbesuch und selbst mit dem einver-
nehmlichen Aufenthalt eines fremden Staatsoberhauptes zu Erholungszwecken
auch konkludent die Gestattung der Vornahme von unaufschiebbaren hoheitli-
chen Handlungen einher,5 allerdings nur in begrenztem Maße.6 Werden diplo-
matische Beziehungen aufgenommen und ein sogenanntes Agrément ausgestellt,
das die Zustimmung des Empfangsstaates zur Ernennung des Botschafters oder
der Botschafterin erteilt,7 so verbindet sich hiermit zugleich die Gestattung der
Vornahme von Hoheitsakten im diplomatischen und konsularischen Aufgaben-
kreis auf deutschem Staatsgebiet8.

4 In Bezug auf territoriale Erlaubnisse so auch Akehurst, Jurisdiction in International
Law, BYIL 46 (1972–73), 145 (150); und Okresek, Hoheitsakte auf fremdem Staatsgebiet,
Österreichische Zeitschrift für öffentliches Recht und Völkerrecht 35 (1985), 325 (333); auch
BVerfG – Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 8. März 2017 – 2 BvR 483/17 –
NJW 2017, 1166 hält sowohl eine ausdrückliche als auch eine konkludente Zustimmung für
möglich, dort in Bezug auf die Einreise in das Bundesgebiet und die Ausübung amtlicher
Funktionen in Deutschland durch Staatsoberhäupter und Mitglieder ausländischer Regie-
rungen.

5 Die hoheitlichen Handlungen dürfen sich aber nicht auf den Aufenthaltsstaat auswir-
ken, Epping, in: ders./Heintschel von Heinegg (Hrsg.), Ipsen, Völkerrecht, 7. Aufl. 2018, § 7
S. 76 (111, Rn. 60); von Arnauld, Völkerrecht, 4. Aufl. 2019, § 4 Rn. 339; Akehurst, Jurisdic-
tion in International Law, BYIL 46 (1972–73), 145 (150); und Okresek, Hoheitsakte auf
fremdem Staatsgebiet, Österreichische Zeitschrift für öffentliches Recht und Völkerrecht 35
(1985), 325 (333).

6 Siehe hierzu insb. die kritische Diskussion um den Daueraufenthalt des thailändischen
Königs in Deutschland und seine Regierungstätigkeiten von deutschem Boden aus: Wissen-
schaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, Zum Handeln ausländischer Staatsorgane
auf deutschem Territorium, WD 2 – 3000 – 095/20, 18. November 2020, S. 9 f.; außerdem
Talmon/Wimmer, Germany Tells Thailand’s King Not to Rule from Its Soil, GPIL 2 (2020),
24. Teilweise ist eine begrenzte hoheitliche Tätigkeit bereits aufgrund Völkergewohnheits-
rechts in den gebietsstaatlichen Gestattungen enthalten, siehe dazu auch im Folgenden Ka-
pitel 2, S. 18.

7 Allgemein zum Agrément und dessen völkerrechtlichen Wirkungen Hestermeyer, Vienna
Convention on Diplomatic Relations (1961), in: Peters (Hrsg.), Max Planck Encyclopedia of
Public International Law, Rn. 17 (Stand: Januar 2009).

8 Das Gelände der Botschaften und Konsulate wird nicht als extraterritorial angesehen,
sondern bleibt Teil des Territoriums des Gebietsstaates. Siehe statt vieler d’Aspremont, Pre-
mises of Diplomatic Missions, in: Peters (Hrsg.), Max Planck Encyclopedia of Public Inter-
national Law, Rn. 3 (Stand: März 2009) m.w.N.
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